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Zusammengefasste Hinweise zur Reaktion der Bevölkerung der DDR im Zu-

sammenhang mit dem Treffen Honecker – Schmidt [Bericht O/104f]   

Quelle: BStU, MfS, ZAIG 4164, Bl.31–34.  

Serie: Ablage O (Reaktionen der Bevölkerung).  

Verteiler: Kein Nachweis für externe Verteilung – MfS: Mielke, Schorm (Mitarbeiterin ZAIG/1). 

Vermerk: Handschriftlicher Vermerk vor der Überschrift: »5« (5. Bericht der Reihe zum gleichen 

Thema).   

Bemerkung: Wiederholt zahlreiche Informationen aus den Berichten O/104a, O/104b, O/104c, O/104d 

und O/104e. 

Verweise: Bericht O/104a vom 11.12.1981, Bericht O/104b vom 12.12.1981, Bericht O/104c vom 

13.12.1981, Bericht O/104d vom 14.12.1981 und Bericht O/104e vom 15.12.1981. 

Der gesamte Verlauf des Arbeitsbesuches wurde von allen Bevölkerungsgruppen mit 

sehr großem Interesse verfolgt. Überwiegend besteht Zustimmung und Genugtuung 

über den Verlauf der Zusammenkunft. 

Es sind Äußerungen in sehr großem Umfange dahingehend bekannt, diese positiven 

politischen Ergebnisse, die auch im internationalen Maßstab große Bedeutung hätten, 

seien vor dem Treffen nicht abzusehen gewesen und wären nicht erwartet worden.  

In erster Linie wird zustimmend hervorgehoben, dass es gelungen ist, konstruktiv und 

unter Beachtung der Souveränität beider deutscher Staaten einen Meinungsaustausch 

zu entwickeln und zu internationalen und bilateralen Fragen, die bis ins Detail reichen, 

zu sprechen.  

Mit Genugtuung wurden Veröffentlichung und Inhalt des Kommuniqués
1
 aufgenom-

men und hervorgehoben, dass durch die Konkretheit der Aussagen viele Fragen und 

Unklarheiten bis hin zu Spekulationen beantwortet worden seien.  

Positiv hervorgehoben wird weiter:  

  die große politische Bedeutung, insbesondere für die weiteren Beziehungen der bei-

den deutschen Staaten;  

  die Übereinstimmung in grundlegenden Fragen der Erhaltung des Friedens;  

  die Sachlichkeit der Gespräche;  

 – die Vielfalt der Verhandlungsgegenstände;  

  die umfangreiche und detaillierte Berichterstattung der Massenmedien der DDR, 

wodurch jederzeit ein aktueller Überblick über den Verlauf der Verhandlungen ge-

währleistet war;  

  die konsequente Haltung der Delegation der DDR bei besonderer Hervorhebung des 

persönlichen Einsatzes und der souveränen Haltung des Genossen Honecker.  

                                              
1
  Vgl. ND vom 14.12.1981. 



Obwohl vor dem Treffen in größerem Umfang Erwartungshaltungen unter allen Be-

völkerungsgruppen eine Rolle spielten (Spekulationen über »menschliche Erleichte-

rungen« und »humanitäre« Fragen), wurden von diesen Bürgern nach Beendigung der 

Zusammenkunft bisher nur in geringer Anzahl Meinungsäußerungen bekannt, in denen 

Enttäuschung darüber zum Ausdruck kam, dass keine diesbezüglichen Vereinbarungen 

erfolgten, die unmittelbar wirksam werden.  

In geringem Umfang wurden nach dem Treffen Spekulationen in der Richtung be-

kannt, dass es in der Folge des Treffens und in vorgesehenen Verhandlungen auf der 

Ebene der Minister bzw. Staatssekretäre in absehbarer Zeit doch noch zu verbindlichen 

Festlegungen komme. Insbesondere von Personenkreisen mit aktiven Verbindungen in 

die BRD und nach Westberlin werden erwartet:  

  Erweiterung der Reisemöglichkeiten;  

  Herabsetzung der Grenze des Reisealters für Reisen in die BRD/Westberlin;
2
  

  Veränderung des Mindestumtauschsatzes auf die Sätze vor dem Oktober 1980;
3
  

  Erweiterung der Wirtschaftsbeziehungen.  

In Einzelfällen gab es Äußerungen mit abwertender bzw. negativer Grundhaltung:  

  es wäre viel gesprochen, aber eigentlich nichts Greifbares erreicht worden;  

  Schmidt habe sich durch sein Auftreten und seine Haltung in der DDR »beliebt« 

gemacht und Sympathien geweckt;  

  nun bliebe alles beim »Alten«, und alles werde so ausgelegt, dass weitere Vereinba-

rungen »auf die lange Bank« geschoben werden.  

 

                                              
2  Damalige Festlegungen waren Folgende: Ab 1964 durften Rentner einmal jährlich Verwandte im Westen 

besuchen. Ab 1972 konnten einige Tausend Bürger – soweit sie nicht zu den ca. drei Millionen Geheim-

dienstträgern zählten – in »dringenden Familienangelegenheiten« in die Bundesrepublik. Vgl. »Anordnung 

von Regelungen im Reiseverkehr von Bürgern der DDR« v. 17.10.1972; GBl. II 1972, S.653. 

3  Bis zum Oktober 1980 betrug der Umtauschsatz pro Tag und Person für einen Aufenthalt in der DDR 13,00 

DM und für Reisen nach Ostberlin 6,50 DM. Rentner und Kinder bis 14 Jahre waren vom Zwangsumtausch 

befreit. Mit der Anordnung über die Durchführung eines verbindlichen Mindestumtauschs von Zahlungsmit-

teln vom 9.10.1980 war der Umtauschsatz einheitlich für Reisen in die DDR bzw. nach Ostberlin pro Tag 

und Person (einschließlich Rentner und Kinder) auf 25,00 DM erhöht worden. Vgl. 

http://www.verfassungen.de/ de/ddr/mindestumtausch80.htm (Abruf: 14.1.2014). 


